
Nachschlagewerk: ja
BGHZ___________ : nein

Abruf-Coupon

AbzG § 1 b Abs. 1 und 2; UWG § 1

a) Die Verwendung einer Bestellkarte für die Bestellung 
einer Zeitschrift im Abonnement ohne Belehrung darüber, 
daß zur Wahrung der einwöchigen Widerrufsfrist die recht­
zeitige Absendung des Widerrufs genügt (§ 1 b Abs. 2 
Satz 1 AbzG), ist wegen Irreführung und Ausnutzung der 
Rechtsunkenntnis der Verbraucher wettbewerbswidrig.

b) Die durch einen erneuten Wettbewerbsverstoß trotz straf­
bewehrter Unterlassungserklärung regelmäßig begründete 
neuerliche Wiederholungsgefahr kann grundsätzlich nur 
durch eine weitere Unterwerfungserklärung mit einer ge­
genüber der ersten erheblich höheren Strafbewehrung aus­
geräumt werden.

BGH, Urt. V. 7. Dezember 1989 - I ZR 237/87 - Kammergericht
LG Berlin
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Der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 7. Dezember 1989 durch die Richter 
Dr. Piper, Dr. Erdmann, Dr. Teplitzky, Dr. Mees und Nobbe

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 5. Zivilsenats 
des Kammergerichts vom 16. Oktober 1987 wird auf 
Kosten der Beklagten zurückgewiesen.

Von Rechts wegen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law
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https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de
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Tatbestand:

Der Kläger ist ein eingetragener Verein, zu dessen sat­
zungsgemäßen Aufgaben die Wahrung der gewerblichen Interes­
sen seiner Mitglieder und die Bekämpfung unlauteren Wettbe­
werbs gehören. Die Beklagte betreibt einen Verlag.

Im Mai 1985 warb die Beklagte in einer von einem ande­
ren Verlag herausgegebenen Zeitschrift für drei von ihr ver­
legte Fachzeitschriften. Teil der Anzeige war ein von Inter­
essenten auszufüllender Abonnement-Bestellschein ("Abruf- 
Coupon") mit einer Belehrung über das Recht zum Widerruf der 
Bestellung innerhalb einer Woche, jedoch ohne den Hinweis, 
daß die Absendung des Widerrufs innerhalb dieser Frist zur 
Fristwahrung genügt (§ 1 b Abs. 2 Satz 1 AbzG). Der Kläger, 
gegenüber dem sich die Beklagte nach einer entsprechenden 
Abmahnung im Februar 1985 strafbewehrt zur Unterlassung 
einer Widerrufsbelehrung ohne Hinweis auf die Wahrung der 
einwöchigen Widerrufsfrist durch rechtzeitige Absendung des 
Widerrufs verpflichtet hatte, verlangt von der Beklagten, 
Bestellscheine ohne einen solchen Hinweis in der Abonnement­
werbung für Zeitschriften nicht mehr zu verwenden. Der Klä­
ger hat geltend gemacht, eine Widerrufsbelehrung ohne einen 
solchen Hinweis verstoße gegen § 1 b Abs. 2 AbzG und § 1 
UWG.

Die Beklagte hat einen Wettbewerbsverstoß in Abrede ge­
stellt und die Wiederholungsgefahr bestritten. Sie habe 
alles zur Einhaltung der strafbewehrten Unterlassungserklä­
rung Erforderliche veranlaßt.
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Das Landgericht hat der Klage stattgegeben. Die Beru­
fung der Beklagten ist erfolglos geblieben. Mit ihrer Revi­
sion verfolgt die Beklagte ihren Klageabweisungsantrag wei­
ter. Der Kläger beantragt, die Revision zurückzuweisen.

Entscheidunasqründe:

Die Revision hat keinen Erfolg.

1. Die Prozeßführungsbefugnis des Klägers (§ 13 Abs. 2 
Nr. 2 UWG) hat der Senat in dem Verfahren I ZR 56/89 geprüft 
und durch Urteil vom 5. Oktober 1989 (Wettbewerbsverein IV) 
bejaht. Von dieser Entscheidung und den sie tragenden Erwä­
gungen, die den Parteien bekannt sind, ist auch für den vor­
liegenden Rechtsstreit auszugehen.

2. Zur materiellen Berechtigung des auf § 1 UWG ge­
stützten Unterlassungsbegehrens des Klägers hat das Beru­
fungsgericht ausgeführt: Die Widerrufsbelehrung im Abruf- 
Coupon der im Mai 1985 erschienenen Anzeige der Beklagten 
entspreche nicht dem Abzahlungsgesetz. Nach den Vorschriften 
sowohl des § 1 b Abs. 2 Satz 2 AbzG als auch des § 1 b
Abs. 3 Nr. 1 AbzG, die gemäß § 1 c Nr. 2 AbzG auch für die 
Bestellung von Zeitschriften im Abonnement gälten, müsse die 
Widerrufsbelehrung den Hinweis enthalten, daß zur Wahrung 
der einwöchigen Widerrufsfrist die rechtzeitige Absendung 
des Widerrufs genüge. Daran fehle es hier. Durch die in Rede 
stehende Widerrufsbelehrung werde die Widerrufsfrist nicht 
in Gang gesetzt (§ 1 b Abs. 2 Satz 2 AbzG). Ein Besteller,
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der sich des Abruf-Coupons bedient habe, könne seine Bestel­
lung deshalb auch noch später als eine Woche nach der Absen­
dung widerrufen.

Diese Beurteilung läßt einen Rechtsfehler nicht erken­
nen und wird von der Revision nicht angegriffen.

3. In der dem Abzahlungsgesetz nicht entsprechenden Wi­
derruf sbelehrung hat das Berufungsgericht einen Wettbewerbs­
verstoß der Beklagten gesehen, da die Belehrung geeignet 
sei, den Besteller nach Ablauf einer Woche von der Ausübung 
seines fortbestehenden Widerrufsrechts abzuhalten. Die Ver­
wendung der Widerrufsbelehrung laufe auf eine wettbewerbs­
widrige Irreführung und sittenwidrige Ausnutzung der Rechts­
unkenntnis der Besteller hinaus.

Diese Beurteilung wird von der Revision angegriffen.
Sie ist der Ansicht, das Berufungsgericht hätte von einem 
Wettbewerbsverstoß nur dann ausgehen dürfen, wenn sich die 
Beklagte durch einen Verstoß gegen Bestimmungen des Abzah­
lungsgesetzes einen Vorsprung vor Mitbewerbern verschafft 
hätte. Das sei vorliegend jedoch nicht der Fall.

Damit kann die Revision keinen Erfolg haben. Auf den 
Gesichtspunkt des Vorsprungs durch Rechtsbruch kommt es im 
Streitfall nicht an. Die Wettbewerbswidrigkeit des Verhal­
tens der Beklagten ergibt sich vorliegend nicht aus einem 
bewußten und planmäßigen Verstoß gegen wertneutrale Vor­
schriften des Abzahlungsgesetzes, sondern ist darin begrün­
det, daß die von der Beklagten verwendete Bestellkarte ge­
eignet ist, den Verbraucher, der mit der Rechtslage nicht
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vertraut ist, über die zeitlichen Voraussetzungen der 
rechtswirksamen Ausübung eines Widerrufs irrezuführen. Denn 
die dem Abzahlungsgesetz nicht entsprechende und die Wider­
rufsfrist deshalb nicht in Lauf setzende Belehrung, wonach 
die Bestellung innerhalb einer Woche nach Absendung widerru­
fen werden kann, ist geeignet, den die Rechtslage nicht 
überblickenden Besteller eines Zeitschriftenabonnements an­
nehmen zu lassen, daß der Vertrag, wenn ein Widerruf unter­
bleibt, nach Ablauf einer Woche unwiderruflich wird. Da das 
Widerrufsrecht in Wirklichkeit jedoch fortbesteht, läuft die 
Verwendung der beanstandeten Widerrufsbelehrung auf eine 
Irreführung und Ausnutzung der Rechtsunkenntnis des Bestel­
lers hinaus. Das steht mit dem Sinn und Zweck des Leistungs­
wettbewerbs und den guten kaufmännischen Sitten nicht im 
Einklang (BGH, Urt. v. 7.5.1986 - I ZR 95/84, GRUR 1986,
816, 818 = WRP 1986, 660, 662 - Widerrufsbelehrung bei Teil­
zahlungskauf; BGH, Urt. v. 7.5.1986 - I ZR 119/84, GRUR 
1986, 819, 820 - Zeitungsbestellkarte).

4. Das Berufungsgericht hat aufgrund der im Mai 1985 
erschienenen Anzeige der Beklagten als weitere materiell­
rechtliche Voraussetzung des geltend gemachten Unterlas­
sungsanspruchs auch die Wiederholungsgefahr bejaht und dazu 
ausgeführt: Bei einem Wettbewerbsverstoß nach Abgabe einer 
strafbewehrten Unterlassungserklärung entstehe die Wieder­
holungsgefahr grundsätzlich erneut. Ausreichende Anhalts­
punkte für eine abweichende Beurteilung - bedeutsam sein 
könne insoweit auch fehlendes Verschulden des Verletzers - 
lägen nicht vor. Die Beklagte habe gegen ihre strafbewehrte 
Unterlassungsverpflichtung schuldhaft verstoßen. Ihr Werbe­
leiter, für dessen Verhalten sie nach § 13 Abs. 3 UWG a.F.
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einzustehen habe, habe es unterlassen, die Rücksendung der 
alten Anzeigenklischees mit der gesetzwidrigen Widerrufsbe­
lehrung durch den mit der Werbung beauftragten Verlag zu 
überprüfen.

Auch dagegen wendet sich die Revision ohne Erfolg. Ein 
neuer, und zwar auch ein unverschuldeter Wettbewerbsverstoß 
trotz strafbewehrter Unterlassungserklärung begründet regel­
mäßig erneut die Wiederholungsgefahr (vgl. BGH, Urt. v. 
9.11.1979 - I ZR 24/78, GRUR 1980, 241 f = WRP 1980, 253
- Rechtsschutzbedürfnis). Diese kann grundsätzlich nur durch 
eine weitere Unterwerfungserklärung mit einer gegenüber der 
ersten erheblich höheren Strafbewehrung ausgeräumt werden. 
Das gilt erst recht, wenn der Verletzer, wie im Streitfall 
die Beklagte, hinsichtlich des Verstoßes gegen eine von ihm 
eingegangene strafbewehrte Unterlassungsverpflichtung für 
ein Verschulden einzustehen hat. Ein solches Verschulden hat 
das Berufungsgericht zu Recht darin gesehen, daß der Werbe­
leiter der Beklagten, für dessen Verschulden die Beklagte 
zwar nicht nach § 13 Abs. 3 UWG a.F., wohl aber nach § 278 
BGB einzustehen hat (vgl. BGH, Urt. v. 15.5.1985
- I ZR 25/83, GRUR 1985, 1065, 1066 = WRP 1986, 141 - Erfül­
lungsgehilfe; BGH, Urt. v. 30.4.1987 - I ZR 8/85, GRUR 1987, 
648, 649 = WRP 1987, 555, 556 - Anwalts-Eilbrief), es fahr­
lässig unterlassen hat, den Eingang der Rücksendung der al­
ten Anzeigenklischees, die die beanstandete Widerrufsbeleh­
rung enthielten, zu überprüfen. Ohne Rückgabe der alten 
Klischees bestand die Gefahr, daß diese bei einem Neudruck 
von Abonnement-Bestellscheinen erneut Verwendung finden wür­
den. Die Beklagte trifft daher der Vorwruf, sie habe die 
Einhaltung ihrer strafbewehrten Unterlassungsverpflichtung



nicht so nachdrücklich betrieben, wie es erforderlich gewe­
sen wäre. Dieser Vorwurf verstärkt die regelmäßig schon bei 
einem unverschuldeten erstmaligen Wettbewerbsverstoß begrün­
dete Besorgnis, der Verletzer werde sich auch künftig nicht 
an seine Unterlassungspflicht halten. Diese Besorgnis ent­
fällt mangels einer erneuten Unterwerfungserklärung der Be­
klagten mit einem erheblich höheren Vertragsstrafeverspre­
chen auch dann nicht, wenn, wie die Revision geltend macht, 
nach der Zeugenaussage des Werbeleiters der Beklagten davon 
auszugehen ist, daß die Rückgabe alter, nicht mehr verwende­
ter Klischees nunmehr überprüft wird.

5. Die Revision der Beklagten war danach zurückzuwei­
sen. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO.

Piper Erdmann Teplitzky

Mees Nobbe
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